
 
 

 

 
 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat die AfD als 
„rechtsextremistischen Verdachtsfall“ eingestuft. Die  
Landesämter für Verfassungsschutz in Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen bezeichnen die dortigen AfD-Landes-
verbände sogar als „gesichert rechtsextremistisch“. 

Nun kann das Bundesverfassungsgericht entsprechend  
Artikel 21, Abs. 2 des Grundgesetzes entscheiden, ob die 

AfD insgesamt noch auf dem Boden unserer freiheitlich- 
demokratischen Grundordnung steht. Es hat die Pflicht, uns 
vor einer Partei zu schützen, die unsere Freiheit extrem  
gefährdet. 

Daher fordern wir: 

 

„Er muss gestellt werden, weil es eine Pflicht der Demokraten 

gibt, die Demokratie im Notfall mit den in der Verfassung  

vorgesehenen Mitteln zu verteidigen. Der Notfall liegt vor“.  

Heribert Prantl, Süddeutsche Zeitung vom 3. Januar 2025 
 

 

Keine Stimme für die AfD! 

Mehr über die AfD unter: https://toleranz-und-demokratie.de 
 

ViSdP: Andreas Meckel, Freiburg 


